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Wolfgang Tiefensee

Stadtentwicklung zwischen Schrumpfung
und Wachstum

Die sich häufenden Berichte von teilweise drama-
tischen Wohnungsleerständen in ostdeutschen
Städten beschäftigen seit geraumer Zeit die
Öffentlichkeit. Politiker, Stadtplaner und die Woh-
nungswirtschaft entwickeln Konzepte, um hier
gegenzusteuern. Das Problem ist alles andere als
vorübergehend, handelt es sich doch um eine
unmittelbare Folge des immensen Wohnungs-
neubaus bei sinkenden oder jedenfalls stagnieren-
den Einwohnerzahlen. An den demographischen
Trends aber wird sich, belehren uns die Experten,
so bald nichts ändern.

Für eine Stadt wie Leipzig ist Bevölkerungsrück-
gang an sich nichts Neues. 1933 hatte die Stadt
713 000 Einwohner, 1988 waren es schon 170 000
weniger. Doch die Geschwindigkeit des Einwoh-
nerverlustes hat sich durch den Transformations-
prozess nach der politischen „Wende“ 1989 ver-
vielfacht. Dies führte auf der einen Seite zu einer
sinkenden Nachfrage nach Wohnraum, Versor-
gungs- und Infrastrukturleistungen sowie soziokul-
turellen Angeboten. Auf der anderen Seite ging
mit diesem Prozess eine qualitative Umschichtung
einher: Die Nachfrage nach Eigentumswohnungen
und Eigenheimen stieg, die erfolgreiche Ansied-
lungspolitik Leipzigs führte zu großen Bauprojek-
ten am Rand der Stadt (z. B. BMW). Generell
aber gilt, dass vieles, was in den ostdeutschen Bun-
desländern im Wohnungsbau und im Handel auf
Grund ausufernder Wachstumserwartungen in den
frühen neunziger Jahren entstanden ist, kontrapro-
duktiv war und die städtischen Strukturen noch
heute belastet. Lange Zeit war es ein „Tabu-
thema“ in der öffentlichen und politischen Diskus-
sion; doch heute ist den meisten Menschen
bewusst, dass die sich öffnende Schere zwischen
Angebots- und Nachfrageentwicklung kein zykli-
sches, sondern ein strukturelles Phänomen ist.

In Leipzig zeichneten sich die Konturen dieser Ent-
wicklung besonders scharf in den neunziger Jahren
ab. Sie wurden in der Öffentlichkeit auch stärker
als bei anderen Städten wahrgenommen, da sich
die Leipziger Stadtgesellschaft frühzeitig und offen
mit den problematischen Folgewirkungen, aber
auch mit kreativen Lösungsstrategien auseinander
gesetzt hat. Längst besteht in der Stadt weitgehen-
der Konsens über die wesentlichen Ziele des not-
wendigen Stadtumbaus. Aber es wird auch deut-

lich, dass Schrumpfungs- und Wachstumsprozesse
gleichzeitig gestaltet werden müssen.

Stadtentwicklung nach der „Wende“

Die Rahmenbedingungen der Leipziger Stadtent-
wicklung haben sich im vergangenen Jahrzehnt im
Zeitraffertempo verändert. In der Region um
Leipzig wurden nach der „Wende“ trotz aller städ-
tischen Proteste riesige Einkaufscenter, teilweise
heute noch ungenutzte Gewerbeparks und über
50 000 neue Wohnungen gebaut, vor allem am
Stadtrand und auf der „grünen Wiese“ in unmittel-
barer Nachbarschaft zu den alten Dorflagen. Die
Erneuerung der über Jahrzehnte vernachlässigten
innerstädtischen Bausubstanz begann dagegen nur
schleppend. Hohe Spekulationserwartungen und
das Prinzip „Rückgabe vor Entschädigung“ haben
wichtige Investitionen verzögert. So mangelte es in
der Stadt zunächst an modernisierten Wohn- und
Gewerberäumen, zugleich standen viele unsa-
nierte und teilweise marode Altbauten leer. Erst in
der zweiten Hälfte der neunziger Jahre löste ein
Sanierungsboom die maßlose Neubautätigkeit vor
den Toren der Stadt ab. Begünstigt durch steuer-
liche Förderungen wurden bis heute über 10 000
Gebäude des Historismus und des Jugendstils
(etwa 80 Prozent der gesamten Altbausubstanz)
saniert.

Gleichzeitig ging die Einwohnerzahl Leipzigs mas-
siv zurück; Geburtenrückgang, arbeitsmarktbe-
dingte Abwanderung in die westdeutschen Bun-
desländer und vor allem die Stadt-Umland-
Wanderung zehrten die Kernstadt aus. Die Folge
rückläufiger Einwohnerzahlen bei gleichzeitig
immensem Wohnungsneubau zeigte sich in einem
Wohnungsüberschuss, der im Jahr 2000 seinen vor-
läufigen Höhepunkt erreicht hat. Von den fast
320 000 Leipziger Wohnungen war jede fünfte
unbewohnt. In den das Stadtbild prägenden Alt-
bauten standen über 40 000 Wohnungen leer, und
dies beileibe nicht nur in unsanierten und verfal-
lenden Gebäuden.

Seit einigen Jahren stabilisiert sich die Einwohner-
zahl Leipzigs bei knapp einer halben Million. Ent-
gegen dem allgemeinen Trend in Ostdeutschland
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sinkt langsam die Leerstandsquote. Dabei gewin-
nen vor allem die „alten“ Stadtquartiere. In zentra-
len Lagen und im Umfeld des Leipziger Auwaldes
zieht die Nachfrage an. Auch die Einkaufslagen in
der Innenstadt entwickeln sich positiv. Die City hat
inzwischen Magnetwirkung – für Einkäufe und
Restaurantbesuche ebenso wie zum Flanieren.

Zwischen Schrumpfung
und Wachstum

Vor diesem Hintergrund wird in Leipzig das
Thema Stadtumbau und -rückbau diskutiert. Eine
Verengung der Debatte auf den Rückbau der
Großsiedlungen und die Aufwertung der Altbau-
quartiere, wie man sie häufig erlebt, greift dabei
viel zu kurz. Die aktuelle Entwicklung lässt sich
wohl am ehesten mit dem Bild einer bipolaren
Stadt beschreiben, in der Schrumpfungs- und
Wachstumsprozesse parallel verlaufen und sich
gegenseitig beeinflussen.

Zunächst sind in Leipzig wichtige Wachstumspro-
zesse zu bewältigen. Am nördlichen Rand der Stadt
bildet sich ein neues ökonomisches Zentrum heraus.
Vom Flughafenneubau über das Güterverkehrszen-
trum mit dem Porsche-Werk, die Neue Messe bis
zum entstehenden Automobilstandort rund um die
BMW-Ansiedlung entwickelt sich im Leipziger
Norden eine neue wichtige Gewerbe- und Infra-
strukturachse in Richtung Halle. Das ist auch not-
wendig, um in einer Region mit 18 Prozent Arbeits-
losigkeit eine langfristige Perspektive zu schaffen.

Gleichzeitig müssen in mehreren Stadträumen
Schrumpfungsprozesse gestaltet werden. Stadtöko-
nomisch und unter dem Leitbild einer „Stadt der
kurzen Wege“ ist ein Rückbau der Stadt von
außen nach innen anzustreben. Aber auf einem
Markt, der durch die Ansprüche der Wohnungs-
nachfrager geprägt ist und auf dem einige Woh-
nungsunternehmen am Rande der Insolvenz agie-
ren, sind stadtplanerische Idealvorstellungen
schwer umsetzbar.

So sind inzwischen auch Leipzigs Großsiedlungen
von Leerstand bedroht und erweisen sich auf
Grund ihrer Monostruktur als wenig krisenfest. In
Grünau, der größten Plattenbausiedlung der Stadt,
lief im vergangenen Jahr der Abriss von über 2 500
Wohnungen vor allem in Hochhäusern an. Neben
der Verminderung des Wohnungsüberschusses
geht es dabei auch um einen städtebaulichen
Mehrwert: um mehr Qualität durch weniger Häu-
ser, d. h. ein aufgelockertes, durchgrüntes, gestal-
tetes Wohnumfeld. Doch ein flächendeckender

Abriss der „Platte“ wie in anderen Städten steht
angesichts einer Leerstandsquote, die den städ-
tischen Durchschnitt noch nicht übersteigt, und
einer nach wie vor vorhandenen Nachfrage nach
preiswerten Wohnungen am Stadtrand kurz- bis
mittelfristig nicht zur Debatte.

Stadterhaltung und -umbau in den Altbauquartie-
ren stehen im Mittelpunkt der Leipziger Stadtent-
wicklungspolitik, auch wenn die Quote des Zuzugs
in die innere Stadt in den vergangenen Jahren
angestiegen ist. Unsere Bemühungen konzentrie-
ren sich auf die benachteiligten Stadtteile im Leip-
ziger Osten und Westen. Hier konnte der Abwärts-
trend bisher kaum gebremst werden, so dass auch
im wirtschaftlich relativ erfolgreichen Leipzig in
Teilräumen ein flächiger Stadtverfall und die Kon-
zentration sozialer Probleme drohen.

Angesichts dieser großen Herausforderung ist die
Stadtgesellschaft aufgerufen, ihre Energien auf die
Erneuerung der baulichen und soziokulturellen
Kerne zu konzentrieren. Der unvermeidliche Stadt-
umbau muss zu neuen Qualitäten in den Stadtteilen
führen und deren Konkurrenzfähigkeit verbessern.
Im hoch verdichteten Leipziger Osten wurde bei-
spielsweise eine Grün- und Freizeitachse vom
Hauptbahnhof bis an den Stadtrand konzipiert, die
das Quartier attraktiver machen und die langfristig
positive Entwicklungsimpulse geben soll.

Daneben setzen wir dort, wo die traditionellen
Blockstrukturen nicht mehr haltbar sind, auf klein-
teiligen und behutsamen Umbau. Durch Abbrüche
und gezielte Aufwertungsmaßnahmen wollen wir
die „polarisierte Stadt“ verhindern, in der Wohl-
stands- und Verfallsquartiere unmittelbar aneinan-
der stoßen. Die „Zwischennutzung“ der beim
Abriss frei werdenden Flächen führt kurzfristig
zur Aufwertung der Freiraumstrukturen, hält aber
langfristig Möglichkeiten für eine Neubebauung
offen.

Stadtumbau erfordert
strategische Konzepte . . .

Die Vielfalt der mit dem Einwohnerverlust ver-
bundenen Probleme – räumliche, wirtschaftliche,
soziale – erfordert zunächst einen klaren strategi-
schen Rahmen, auch angesichts knapper werden-
der kommunaler Kassen. Nachdem Leipzig in den
vergangenen Jahren den städtischen Investitions-
haushalt auf hohem Niveau gehalten hat, stehen
uns nun erstmals tief greifende Einschnitte bevor.
Die kommunalen Eigenmittel reichen nicht mehr
aus, um die vorhandenen Förderprogramme voll
auszuschöpfen.
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Das heißt, dass künftig nicht mehr nach dem
„Gießkannenprinzip“ gefördert werden kann. För-
derprogramme müssen räumlich und inhaltlich
gebündelt werden. Sie müssen dort ansetzen, wo
Entwicklungspotenziale vorhanden sind und
schnell positive Beispiele geschaffen werden kön-
nen. Prioritätensetzung bedeutet gleichzeitig, dass
andere Gebiete „zurückgestellt“ werden. Dies
können Stadtteile sein, deren Entwicklung sich
selbst trägt, aber auch Randbereiche mit besonde-
ren baulichen Problemen, für welche die Entwick-
lungsperspektive heute noch offen gelassen wer-
den muss.

Von zentraler Bedeutung für die strategische Rah-
mensetzung ist auch die Integration der Fachpoliti-
ken. Bevölkerungsrückgang wirkt sich nicht nur
auf bauliche und soziale Strukturen aus, sondern
beeinflusst auch die lokale Wirtschaft, die Ver-
kehrsentwicklung, die technische Infrastruktur
sowie soziale und öffentliche Angebote. So musste
die Stadt Leipzig auf die dramatisch rückläufigen
Geburtenzahlen schon vor Jahren mit der Schlie-
ßung zahlreicher Kindertagesstätten und Schulen
reagieren. Solche Einschnitte sind schmerzhaft
und gehen an die Substanz der Stadtteile; das Für
und Wider wurde bei jedem einzelnen Schulstand-
ort intensiv diskutiert. Dabei haben wir gelernt,
wie wichtig eine Verflechtung des Ausbaus der
sozialen Infrastruktur mit den strategischen Zielen
der Stadtteilentwicklung ist.

Die notwendige Zusammenführung der Fachpla-
nungen vor dem Hintergrund rückläufiger Einwoh-
nerzahlen hat in den ostdeutschen Bundesländern –
und besonders im Freistaat Sachsen – zu einer
Renaissance der „Integrierten Stadtentwicklungs-
planung“ geführt. Dabei gilt es aus Leipziger Sicht,
aus den Fehlern der Stadtentwicklungsplanung in
den siebziger und achtziger Jahren zu lernen. Benö-
tigt werden keine allumfassenden Pläne der städ-
tischen Entwicklung, sondern flexible und hand-
lungsorientierte Konzepte, mit denen auf die sich
rasch wandelnde Nachfrage reagiert werden kann.
Leipzig hat deshalb schon in den neunziger Jah-
ren eine sektorale Stadtentwicklungsplanung auf-
gebaut, um inhaltlich abgestimmte Teilkonzepte
problemorientiert und schrittweise zu erarbeiten.

. . . und kreative Ideen

Neben einer klaren strategischen Orientierung
geht es um kreative Ideen und Projekte. In den
vergangenen Monaten waren Leipziger Stadt-
entwicklungsplaner an einer Workshop-Reihe
beteiligt, in der die Möglichkeiten „städtischer
Kreativität“ im Umgang mit den ostdeutschen

Schrumpfungsprozessen im Mittelpunkt standen.
Wichtigstes Fazit war die Einsicht in die „Kultivie-
rung des Experimentes“ zur Gestaltung kreativer
Stadtentwicklungsprozesse. Es geht um einen ver-
antwortungsvollen Umgang mit offenen Ergebnis-
sen, verbunden mit dem Mut zum kalkulierten
Risiko. Dies erfordert veränderte Instrumentarien
und Verfahren.

Leipzig hat diesen Weg in den vergangenen Jahren
bereits beschritten. Parallel zu dem im Jahr 2000
beschlossenen Stadtentwicklungsplan „Wohnungs-
bau und Stadterneuerung“ wurden Umsetzungs-
möglichkeiten geschaffen, die weit über klassische
Planungsinstrumente hinausgehen. Bei der Stabili-
sierung von Wohnquartieren spielen beispielsweise
neue, attraktive Wohn- und Eigentumsformen eine
große Rolle. Deshalb unterstützt die Stadtverwal-
tung mit einem Selbstnutzerprogramm die Eigen-
tumsbildung in unsanierten Gründerzeitbauten,
um eine kostengünstige Alternative zum Anleger-
markt aufzubauen. Das Programm wurde unter
dem Namen „selbstnutzer.de – Wohnen im Eigen-
tum“ etabliert. Die ersten fünfzig Leipziger Fami-
lien haben ihre individuell sanierten, attraktiven
Altbauwohnungen bereits bezogen. Um der
Abwanderung aus der Stadt weiter entgegenzu-
wirken, werden auch Stadthäuser gefördert. Auf
preisgünstigen städtischen Grundstücken entste-
hen gerade die ersten dieser ambitionierten Rei-
henhäuser mitten in der Stadt.

Aber auch die Aktivierung der Potenziale, die aus
den Leipziger Traditionen einer Bürger- und Han-
delsstadt entspringen, ist wichtig für die Entwick-
lung und Umsetzung kreativer Ideen. Zahlreiche
Aktivitäten von Bürgern, die in Leipzig wohnen,
arbeiten oder sich ehrenamtlich engagieren, prä-
gen inzwischen neben dem öffentlichen Engage-
ment den Stadtumbau. So mischte sich eine
Gruppe junger Leipziger Architekten von Beginn
an mit neuen, provozierenden, aber auch fundier-
ten Ideen in die strategische Diskussion um Ent-
wicklungsprozesse und -instrumente ein. Eine
Ende der neunziger Jahre gegründete Wohnungs-
genossenschaft investiert – auf der Grundlage des
Stadtentwicklungsplans – parallel zu den Hand-
lungsschwerpunkten der Stadtverwaltung in die
Problemgebiete und nimmt Entwicklungsprozesse
über den eigenen Gebäudebestand hinaus selbst in
die Hand.

Auch einzelne Bürger beteiligen sich und suchen –
mit Unterstützung des Quartiersmanagements –
beispielsweise in kooperativen Gutachterverfah-
ren gemeinsam Lösungsstrategien für die Entwick-
lung und den Umbau ihrer Wohnquartiere.
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Olympische Impulse

Leipzigs Bewerbung um die Austragung der
Olympischen Spiele 2012 ist eine großartige
Chance für die Stadt, ihr Profil im Wettbewerb mit
anderen Städten zu schärfen. Olympia bietet durch
die Beschleunigungswirkung, die für viele Projekte
entsteht, eine hervorragende Möglichkeit, ent-
scheidende Impulse für den Stadtumbau zu geben.
Beispiele sind die Konzeption für die Gestaltung
des Olympischen Dorfes (Umnutzung einer
Gewerbebrache) und des Olympiaparks, aber
auch die Erarbeitung des Beherbergungskonzep-
tes. Dieses sieht nicht einfach nur den Neubau von
Hotels vor. Wir setzen vielmehr auf „Stadtwoh-
nungen für Olympia“: Wohnungsbestände unter-
schiedlicher Bauphasen werden zunächst vorgehal-
ten und dann speziell für Olympia zu „Boarding
Houses“ umgebaut. Das Besondere daran ist, dass
schon heute eine Nach-Olympia-Nutzung für die-
jenigen Wohnungsmarktsegmente konzipiert wird,
die am Leipziger Markt nur unterdurchschnittlich
vertreten sind. So werden im Leipziger Osten
große Wohnungen für Selbstnutzer geschaffen.
Diese können bereits in der Projektentwicklungs-
phase ihre individuellen Vorstellungen einbringen.
Gleichzeitig werden hochwertige Stadtwohnungen
in ausgewählten Quartieren konzipiert, die den
Leipziger Wohnungsmarkt auch zukünftig weiter
diversifizieren. So greifen Olympiaplanungen und
bereits vorhandene strategische Konzepte eng
ineinander und befruchten sich gegenseitig.

Ausblick

Um die Balance zwischen Schrumpfung und
Wachstum zu meistern, müssen die nächsten Jahre
eine Zeit des Experimentierens mit kreativen
Konzepten und Ideen werden. Dabei gibt es nur
teilweise übertragbare Lösungen; die Konzepte
müssen an den unterschiedlichen kommunalen
Problemen und Potenzialen ansetzen. Auf alle
Fälle sollten die Handlungsspielräume der kom-
menden Jahre genutzt werden, damit – vor dem
Hintergrund des demographischen Wandels –
erneute Einwohnerverluste, gepaart mit einer
drastisch zunehmenden Überalterung der Bevöl-
kerung, von den meisten Städten bewältigt werden

können. Vor dieser Herausforderung werden dann
auch zahlreiche westdeutsche Städte stehen.

Für einen breiten Erfolg städtischer Anpassungs-
strategien sind veränderte bundespolitische Rah-
menbedingungen von zentraler Bedeutung. Dabei
geht es nicht primär um die Veränderung der auf
die Gestaltung von Wachstumsprozessen angeleg-
ten bauplanungsrechtlichen Instrumente. Wichti-
ger erscheint der Umbau des Fördersystems. Die
kaum überschaubare Vielzahl von Förderprogram-
men führt zu teilweise gegensätzlichen Wirkungen.
Steuerliche Instrumente wie Entfernungspau-
schale und Eigenheimzulage, die eine Zersiedlung
und das Auseinanderbrechen städtischer Struktu-
ren begünstigen, müssen verändert werden. Städ-
tebau- und Wohnungsbauförderung sind dringend
zusammenzuführen und stärker durch die Kom-
munen zu steuern. Neben investiven Instrumenten
gewinnt die Förderung von Beratungsleistungen
und Moderationsprozessen an Bedeutung, damit
sich die Bewohner stärker in die (Um-) Gestaltung
ihrer Städte einbringen können. Der Reformstau
muss heute gelöst werden, um für morgen lebens-
werte Städte zu entwickeln.

Internetverweise des Autors:

Stadtumbau Ost I (www.stadtumbau-ost.de)
Aktuelles, Materialien und Projekte zum Stadtumbau
in Ostdeutschland.

Stadtumbau Ost II (www.bmvbw.de/
Wohnungswesen.319.5831/Stadtumbau-Ost.htm)
Webseiten des BMVBW über das „Programm der Bun-
desregierung für lebenswerte Städte und attraktives
Wohnen“.
Schrumpfende Stadt (www.schrumpfende-stadt.de)
Raumplanerische Reaktionen auf städtische Schrum-
pfungsprozesse.

Stadt 2030 (www.stadt2030.de)
Portal des Ideenwettbewerbs „Stadt 2030“ des BMBF
aus dem Forschungsprogramm „Bauen und Wohnen im
21. Jahrhundert“.
Kommunalpolitische Infothek „Schrumpfende Städte“
(www.kommunale-info.de/asp/
ThemenpaketAnzeige.asp?Themenpaketld=1004200)
Die Kommunalpolitische Infothek ist eine Internet-
Fachzeitschrift der Heinrich Böll Stiftung für kommu-
nalpolitisch Interessierte.

Stadtentwicklung Leipzig
(www.leipzig.de/stadtentwicklung)
Informationen zu Stadtentwicklung, Stadtentwicklungs-
plänen, Wohnungsmarktbeobachtung in Leipzig.
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Herbert Schmalstieg

Der Umbau des Sozialstaates und
die Funktionen der Städte

Betrachtet man die aktuelle Diskussion, so scheint
Städtepolitik mittlerweile einzig eine Frage fehlen-
der Finanzmittel zu sein. Gewaltige Haushalts-
defizite, schmerzhafte Sparprogramme und die
schwindende Investitionskraft der Kommunen ver-
stellen weitgehend die Sicht auf die Gesamtheit
der urbanen Probleme, denen sich die Politik wid-
men muss. Eine Reduzierung der Schwierigkeiten
auf die Haushaltslage nährt die trügerische Hoff-
nung, die Reform der Gemeindefinanzierung und
der ersehnte wirtschaftliche Aufschwung würden
die Aufmerksamkeit der Politik schon wieder von
den Kommunen weg auf andere Bereiche lenken
und strukturelle Reformen überflüssig machen.

Eher mangelndem Reformwillen denn fehlender
Aufmerksamkeit ist das Desaster der Kommunal-
finanzen geschuldet. Seit der sich verfestigenden
Beschäftigungskrise in den achtziger Jahren war
leicht prognostizierbar, dass die Ausgaben für die
kommunale Sozialhilfe die städtischen Etats
sprengen würden, wenn diese dauerhaft für die
Finanzierung des Lebensunterhalts von Langzeit-
arbeitslosen aufkommen müssen. Das Nebenei-
nander von Arbeits- und Sozialämtern bietet dem
Staat, den Sozialversicherungen und den Kommu-
nen Möglichkeiten zur Lastenverschiebung, es
steigert jedoch den administrativen Aufwand und
verschlechtert am Ende die Integrationschancen
der Hilfesuchenden. Auch dies ist lange bekannt
und wird nun mit fast zwei Jahrzehnten Verspä-
tung auf die Reformagenda gehoben, die gravie-
rende Umbaumaßnahmen im sozialen Sicherungs-
system einleiten soll.

Der Umbau wird von eher abstrakt anmutenden
Diskussionen etwa um die Beitragssätze der
Sozialversicherungen oder die Bezugsdauer von
Lohnersatzleistungen bestimmt. Neben dieser not-
wendigen Debatte sollte jedoch auch die gesell-
schaftliche Realität in den Städten Eingang in die
politische Auseinandersetzung finden. Zu dieser
Wirklichkeit gehört der Zerfall familiärer Struk-
turen, der Trend zur Vereinzelung, die Zunahme
psychischer Erkrankungen und die Ballung unter-
schiedlichster Problemlagen in einzelnen Stadt-
quartieren.

Doch die skizzierte Debatte über die Zukunft der
sozialen Sicherungssysteme blendet einen Aspekt

offensichtlich aus: Unverzichtbarer Bestandteil
des Sozialstaates bleibt eine solidarische Stadtge-
sellschaft, deren Erhalt die größte Herausfor-
derung an die Städtepolitik darstellt und die nicht
nur Kommunalpolitiker, sondern die Politik ins-
gesamt in die Pflicht nimmt. So wenig wie die
sozialen Sicherungssysteme ohne angemessene
finanzielle Beiträge einkommensstarker Gruppen
auskommen, kann eine Stadtgesellschaft ihre
soziale Funktionsfähigkeit ohne das bürgerschaft-
liche Engagement ihrer Einwohner erhalten. Noch
ist nicht entschieden, ob der Rückzug des Staates
bürgerschaftliches Engagement stimuliert oder
viele Menschen darin im Gegenteil ein Signal zur
Verringerung des eigenen gesellschaftlichen Enga-
gements zu erkennen glauben.

Bevor jedoch der Wettstreit um die düsterste Pro-
gnose einsetzt, sollten stadtpolitische Trends über
einen längeren Zeitraum ausgewertet werden.
Dabei wird man auf Brüche in Entwicklungslinien
stoßen und überraschende Veränderungen im
gesellschaftlichen Verhalten finden. Übrigens,
auch negative Trends sind per se nicht unumkehr-
bar. Allerdings führt nicht jedes energische Gegen-
steuern am Ende zum gewünschten Ergebnis.
Während sich die Stadtplanung übermäßig und
viel zu lange an den Bedürfnissen des motorisier-
ten Individualverkehrs ausgerichtet hat, könnte
man dessen Gegnern anlasten, ungewollt einen
Beitrag zur Konzentration des Einzelhandels an
den – mit dem Auto komfortabel erreichbaren –
Stadträndern geleistet zu haben. Das dürfte in der
Konsequenz nicht nur den Flächenverbrauch
gesteigert haben, sondern wohl auch den Auto-
verkehr – von der sinkenden Attraktivität der
Innenstädte ganz zu schweigen. Wer aus Furcht
vor dem Weg in den Überwachungsstaat die Instal-
lation technischer Überwachungssysteme ablehnt,
ignoriert das tatsächlich vorhandene Unsicher-
heitsgefühl von Einwohnern und vermindert die
Bereitschaft zur Nutzung des öffentlichen Per-
sonenverkehrs.

Dieser Verkehrssektor braucht Wachtumsimpulse,
die wohl eher von neuen Wettbewerbssituationen
als von Appellen an das Umweltbewusstsein zu
erwarten sind. Eine Verlagerung vom motorisier-
ten zum nichtmotorisierten Verkehr und vom Indi-
vidualverkehr zum öffentlichen Verkehr erscheint
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unausweichlich, sollen die angestrebten Klima-
schutzziele tatsächlich erreicht werden. Was nach
Einschränkung klingt, kann auch eine Chance zur
Verbesserung der Lebensqualität in den Städten
sein. Der Fortzug von Menschen aus den Groß-
städten in das Umland hat sicher auch viel mit den
Lebensbedingungen in den Städten und einer zu
stark auf die bloße Bedarfsdeckung ausgerichteten
Wohnungspolitik zu tun. Städte müssen mehr leis-
ten, um dem urbanen Leben größere Attraktivität
zu verleihen. Dabei sollten sie mehr auf die Inno-
vationskraft von Architekten, Stadtplanern und
Projektentwicklern denn auf die Werbewirkung
von Imagekampagnen setzen. So bieten brachlie-
gende Industrieflächen und schwer vermietbare
Gewerbe- und Wohngebäude Entwicklungsmög-
lichkeiten für moderne Stadtquartiere, die den
Reiz städtischen Wohnens neu entfalten und sich
wohltuend von den in der Regel uniform anmuten-
den Wohngebieten in Umlandgemeinden abheben
können.

Wer dort ein Eigenheim gebaut hat und zur Arbeit
in die Stadt pendelt, wird steuerlich gut behandelt,
obwohl dies zur Zersiedelung der Landschaft und
zu einem erhöhten Verkehrsaufkommen mit nega-
tiven Auswirkungen für die Lebensqualität vieler
Stadtbewohner führt. Diese Förderung lässt sich
der Staat einen zweistelligen Milliardenbetrag
kosten, der – zumindest zu einem Teil – besser für
städtische Infrastrukturprojekte eingesetzt würde.
Dies könnte die Attraktivität der Städte steigern
und damit auch einen Beitrag zur Verbesserung
der Wettbewerbsposition unserer Volkswirtschaft
leisten. Bei Standortentscheidungen international
operierender Unternehmen spielt der Zustand der
kommunalen Infrastruktur und die Lebensqualität
in der Stadt eine bedeutende Rolle. Hier droht der
Vorteil, den deutsche Städte in der Vergangenheit
traditionell hatten, verloren zu gehen.

Diese Gefahr resultiert auch aus der mangelnden
Bereitschaft, einen solidarischen Lasten- und Vor-
teilsausgleich zwischen den Großstädten und den
angrenzenden Umlandgemeinden zu organisieren.
Diese profitieren in der Regel von der kommuna-
len Infrastruktur der Kernstadt. Dies verringert
die eigenen Aufwendungen und schafft finanzielle
Spielräume, die in den Großstädten – auch wegen
der überproportionalen Belastungen im Sozial-
haushalt – längst nicht mehr vorhanden sind. Die
Situation dürfte sich drastisch verschärfen, wenn
den Kommunen ein eigenes Hebesatzrecht bei der
Einkommensteuer eingeräumt wird. Gäbe man
dieser Forderung nach, entstünde für die einkom-
mensstarken Bevölkerungsgruppen ein enormer
Anreiz zum Umzug in die Umlandgemeinden. Es
drohte ein Wettlauf um den niedrigsten Steuersatz,
an dem sich die Großstädte nicht beteiligen könn-

ten. Das Resultat wäre eine weitere Verschlechte-
rung der Finanzsituation der Großstädte.

Die überwiegende Mehrheit der Menschen in der
Europäischen Union (EU) lebt in Städten. Die
europäische Politik hat dieses Faktum lange Zeit
nicht ausreichend berücksichtigt und Städtepolitik
eher als Randthema behandelt. Noch immer fließt
fast die Hälfte des 100 Milliarden-Haushalts der
EU in den Agrarbereich. Sehr bescheiden wirkt
dagegen das finanzielle Engagement der EU in
der Gemeinschaftsinitiative URBAN II. Mit jähr-
lich rund 100 Millionen Euro fördert die EU
Maßnahmen zur wirtschaftlichen und sozialen
Wiederbelebung städtischer Gebiete. Auch wenn
sich die europäische Städtepolitik nicht auf eine
Gemeinschaftsinitiative beschränken lässt, bleibt
ein Missverhältnis zwischen Stadt und Land in
der EU-Politik bestehen. Dabei würde allein der
Respekt vor den Integrationsaufgaben Anlass zu
Korrekturen bieten: Die großen europäischen
Städte stehen vor der Herausforderung, den sozia-
len Zusammenhalt von Menschen unterschied-
lichster Herkunft und Religion in einer Periode
des schnellen gesellschaftlichen Wandels zu orga-
nisieren. Wie die künftigen Rahmenbedingungen
gestaltet sein werden, ist derzeit schwer abschätz-
bar.

Die Wettbewerbspolitik der EU-Kommission hat
in den vergangenen Jahren das Betätigungsfeld
der Kommunen neu abgesteckt und neue Regeln
geschaffen. Bei aller Sympathie für die mit der
Deregulierung verbundenen Zielsetzungen dürfen
jedoch Bedenken gegenüber einem undifferenzier-
ten Vorgehen nicht verschwiegen werden. Die
Erledigung kommunaler Aufgaben ist in den Mit-
gliedsstaaten der EU sehr unterschiedlich geregelt.
Diese unterschiedliche Ausgangssituation sollte
stärkere Berücksichtigung finden, was sicher den
Ehrgeiz zur Vereinheitlichung zügeln dürfte.

Das gilt auch für die Definition der Aufgaben, die
als Leistungen der kommunalen Daseinsvorsorge
nicht nur öffentlich gewährleistet, sondern auch in
kommunaler Verantwortung erbracht werden
sollten. Wo gleichberechtigter und ungehinderter
Zugang für alle Stadtbewohner zu garantieren ist,
entfalten die Marktkräfte nicht immer die
gewünschte Wirkung. Auch dieses Feld bietet sich
für einen konstruktiven Erfahrungsaustausch der
lokalen Akteure an. Von einer engeren Koopera-
tion der europäischen Städte können alle Beteilig-
ten profitieren. Schließlich bleibt die Vielfalt der
europäischen Stadtkultur ein Potenzial mit hoher
Entwicklungsfähigkeit, das sowohl zur Verbesse-
rung der Lebensqualität in unseren Städten als
auch als Triebfeder für eine positive wirtschaft-
liche Entwicklung genutzt werden muss.
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Albrecht Göschel

Der Forschungsverbund „Stadt 2030“

Leidvoll bekannt ist allen Handelnden in der
Kommunalpolitik der Widerstreit zwischen kurz-
fristig zu bewältigenden Tagesanforderungen und
der Notwendigkeit, langfristige Entwicklungen im
Auge zu behalten. Planung und Politik sollten sich
auch auf die Zukunft beziehen. Die Sachzwänge
des Alltags schließen jedoch Zukunftsorientierung
in aller Regel faktisch aus. Besonders in schwieri-
gen Zeiten wächst der Tagesdruck derartig, dass
die Forderung, zukunftsorientiert zu planen, leicht
als illusorisches Ansinnen zurückgewiesen wird.
Dem ist entgegenzuhalten, dass nahezu alle Pro-
bleme, mit denen sich Kommunalpolitik zur Zeit
konfrontiert sieht (vom demographischen Wandel
über das Finanzproblem bis zur Stadtschrumpfung
und zu neuen sozialen Ungleichheiten), vorherseh-
bar waren und vorhergesehen wurden. Offensicht-
lich konnte ihnen aber von der Kommunalpolitik
unter dem Druck der Tagesaufgaben nicht „recht-
zeitig“ präventiv und vorausschauend begegnet
werden. Die Erschließung der Zukunft, die Orien-
tierung auf längere Zeithorizonte – zum Beispiel
über Wahlperioden hinaus – scheinen in Politik
und Planung einem fundamentalen Dilemma von
Kurz- und Langfristigkeit zu unterliegen, das sich
offenbar weder durch gut gemeinte Appelle noch
durch Managementtechniken oder ähnliche pro-
bate Mittel aus der Welt räumen lässt.

Ziel des Forschungsverbundes „Stadt 2030“, den
das Bundesministerium für Bildung und Forschung
(BMBF) seit dem Jahr 2000 fördert, ist die Ver-
mittlung dieses Zukunftsdilemmas in kommunaler
Politik und Planung:1

– Wie lassen sich verbindliche und doch nicht
über Gebühr bindende Ziele formulieren?

– Welche Funktion können Leitbilder oder Sze-
narien für die Stadtentwicklungspolitik erfül-
len?

– Welche Reichweite und Treffsicherheit haben
Prognosen in welchen Politikfeldern?

– Wie lässt sich eine zielorientierte und dennoch
lernende Stadtentwicklungsplanung etablieren?

Der Anspruch des Forschungsverbundes „Stadt
2030“ besteht darin, bei allen entscheidenden Fra-
gestellungen, mit denen deutsche Städte zur Zeit

konfrontiert sein könnten, die Möglichkeit der
Vermittlung von Lang- und Kurzfristigkeit, von
Zielorientierung und Offenheit kommunaler Pla-
nung zu prüfen. Um dies zu erreichen, wurden bei
einem bundesweiten Wettbewerb im Frühjahr 2001
21 Projekte mit insgesamt 33 Städten und 54 wissen-
schaftlichen Instituten ausgewählt (vgl. Schaubild).
Diese Projekte konnten fünf zentralen Komplexen
zugeordnet werden: wachsende Stadt, schrump-
fende Stadt, Integrationsleistung der Stadt, poli-
tische und territoriale Konstitution der Stadt
(Regionalisierung), Kultur der Stadt (Identität).

Während in den 21 Einzelprojekten die Planungs-
möglichkeiten für die Probleme der Stadt bear-
beitet werden, konzentriert sich die Begleit- und
Evaluationsforschung des Deutschen Instituts für
Urbanistik (Difu) auf die in den jeweiligen Projek-
ten vorgeschlagenen Lösungen. Mit dem For-
schungsverbund „Stadt 2030“ steht der planerische
Paradigmenwechsel, der sich in den siebziger Jah-
ren vollzogen hatte, nun erneut zur Disposition. In
der Planung der fünfziger bis siebziger Jahre gal-
ten klare, zumeist städtebauliche Ziele und Leit-
bilder als unabdingbare Bestandteile einer kom-
munalen Stadtentwicklungsplanung; sie wurden in
den sechziger Jahren zu umfassenden Zielsyste-
men ausgearbeitet und in Institutionen, den neuen
Stadtentwicklungsämtern oder entsprechenden
Stabsstellen, organisatorisch verankert. Nach viel-
fältiger Kritik an der unzureichenden Offenheit
solcher Zielsetzungen für die Stadtentwicklungs-
planung kam es Ende der siebziger Jahre zu einem
Umschwung. Gefordert wurde eine Prozessorien-
tierung, eine Planung in kleinen Einzelschritten
mit einer Zieloffenheit, die eine ständig lernende,
sich selbst korrigierende Planung ermöglichen
sollte. Man wollte nun Zielformulierungen vermei-
den, die zwar für die Zukunft aufgestellt zu sein
schienen, aber im Grunde nur Bedingungen der
Gegenwart fortschrieben und der Komplexität von
Stadtentwicklung nicht gerecht wurden.

Der Rückblick aus einem Abstand von fast 30 Jah-
ren erlaubt zwei Einschätzungen dieses Para-
digmenwechsels leitender Planungsvorstellungen.
Zum einen erscheint die propagierte Offenheit
von Planung angesichts drängender Herausforde-
rungen wie der sozialen, ökonomischen und ökolo-
gischen Nachhaltigkeit als unangemessen, so dass
eine Rückkehr zu klaren Zielsetzungen notwendig

1 Der Forschungsverbund „Stadt 2030“ des BMBF wird
vom Deutschen Institut für Urbanistik (Difu) wissenschaft-
lich betreut und ausgewertet.
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sein könnte. Zum anderen aber war der Wandel,
der sich seit den späten siebziger bis in die frühen
achtziger Jahre vollzogen hat, zu tief greifend, als
dass eine Rückkehr zu Leitbildern der sechziger
Jahre ohne weiteres möglich wäre.

Damit ist der Anspruch des Forschungsverbundes
„Stadt 2030“ formuliert: Wie kann die Planung
langfristig ausgerichtet werden, ohne die gleich-
falls notwendige Offenheit für aktuelle Entwick-
lungen unzulässig zu begrenzen? Ist eine Vermitt-
lung zwischen den beiden Planungsparadigmen
möglich – zwischen der klaren, verbindlichen,
langfristigen, aber einengenden (und damit unter-
komplexen) Zielsetzung auf der einen Seite und
einer Schritt-für-Schritt-Planung mit einer offe-
nen, sich zwar ständig korrigierenden, aber zielun-
sicheren Stadtentwicklung auf der anderen Seite?
Und wie kann sie organisiert und konzeptualisiert
werden?2

Bereits in den achtziger Jahren zeigte sich, dass
der Wandel in den Planungsvorstellungen nicht
nur auf der Kritik an einer fixierender Zielsetzung
basierte, sondern auf umfassenden Veränderungen
gründete. So schien zum Beispiel der Zukunftsop-
timismus, der die Planungsvorstellungen der sech-
ziger und frühen siebziger Jahre getragen hatte,
erschüttert, sei es durch den akuten Rohölschock,
sei es durch die heraufdämmernde Umweltkrise.3

Von einer „deutschen Achsenzeit“ ist die Rede,4

in der sich Sicherheiten und Gewissheiten aufzu-
lösen, ja in ihr Gegenteil zu verkehren schienen.
Drei für Planung und Politik zentrale Wandlungen
haben sich offenbar in diesen Jahren vollzogen:5

– Zukunftszweifel:

In den siebziger Jahren wird der bis dahin
selbstverständliche Zukunftsoptimismus von

Schaubild: 21 Projekte mit insgesamt 33 Städten und 54 wissenschaftlichen Instituten

Integration/
Gleichheit

Stuttgart
München

Identität Regionalisierung

Bremen
Leipzig Mönchengladbach

Karlsruhe

Braunschweig
Städteregion Ruhr

Esslingen Erlangen

Saarbrücken Kiel Görlitz/Zgorzelec
Gießen/Wetzlar

Dietzenbach Günzburg Schkeuditz

Guben/Gubin
Eisenhüttenstadt

Beeskow

Schwalm-Eder-
West

Großstädte
> 250.000
Einwohner

Mittelstädte
50.000 bis
250.000

Einwohner

Kleinstädte
< 50.000

Einwohner

wachsend oder konsolidiert
schrumpfend oder im Strukturwandel

Der Forschungsverbund
„Stadt 2030“

21 ausgewählte Städteprojekte

2 Diese Anforderungen knüpfen an eine Weiterent-
wicklung des Perspektivischen Inkrementalismus an, der seit
Beginn der neunziger Jahre als neuer Planungsansatz prakti-
ziert und reflektiert wird. Kennzeichnend ist die Verbindung
einer Vielzahl von Pilotprojekten mit einer langfristigen Per-
spektive.

3 Vgl. Heinrich Mäding, Verwaltung und Planung, in:
Deutsche Verwaltungsgeschichte (im Auftrag der Freiherr-
vom-Stein-Gesellschaft e.V.), hrsg. von Kurt G.A. Jeserich,
Bd. 5: Die Bundesrepublik Deutschland, Stuttgart 1987.
4 Vgl. Bernhard Giesen, Die Intellektuellen und die Nation.
Eine deutsche Achsenzeit, Frankfurt/M. 1993.
5 Vgl. Ulrich Beck, Risikogesellschaft. Auf dem Weg in
eine andere Moderne, Frankfurt/M. 1986.
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